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Jubel beim VfV 06:
Fußballer erreichen die neue
eingleisige Oberliga Seite 11

Neustart trotz RTL-Flop:
Unternehmerin hat Vertrag
zur Firmenrettung Seite 23

Fernsehgottesdienst:
400 000 Zuschauer verfolgen 
Michaelis-Sendung Seite 20

Ein Chor für die Leineregion

Die Eintracht-Bilanz

Schellerten holt den Pokal

Gronau. Premiere für den neuen Leine-
berglandchor: Die Macher wollen auch 
regionales Liedgut singen, texten und 
komponieren. Seite 22

Hildesheim. Es war eine Saison mit Hö-
hen und Tiefen für Eintrachts Zweitli-
ga-Handballer. Am Ende sprang noch 
ein 34:33-Sieg gegen Hannover und Ta-
bellenplatz neun heraus. Die HAZ zieht 
Bilanz.  Seite 10 

Ottbergen. In einem spannenden Fuß-
ball-Kreispokalfinale besiegte Außen-
seiter SV Schellerten den SV Einum in 
Ottbergen mit 1:0. Seite 9 

Hildesheim

 NEWS & SERVICE RUND UM DIE UHR:

www.hildesheimer-allgemeine.de

Hildesheim (art). Party 
pur mit der Bluesband 
B.B. & The Blues Shacks: 
Drei Tage genossen rund 
25 000 Menschen bei der 
32. Jazztime 
Hildesheim vor dem 
Stadttheater  Musik, 
Sonne und Familie.  
Zu den Galas mit 
Saxofon-Ikone Candy 
Dulfer und Gitarrengott 
Al di Meola konnte der 
Cyclus 66 zweimal ein 
volles Haus verbuchen. 
Fazit: Rundum gelungen!

Partyzeit Seiten 12/13

Ein Hoch  
auf die  
Jazztime

Ärzte bekommen Noten

Berlin. Das Problem kennt jeder: Wer 
krank ist und einen guten niedergelas-
senen Arzt sucht, ist auf den vagen Tipp 
eines Bekannten oder eines Freundes 
angewiesen. Demnächst könnten 24 
Millionen AOK-Versicherte als Ratge-
ber aushelfen. Im Juni startet der AOK-
Bundesverband ein bislang in der Kran-
kenkassenlandschaft einmaliges Pro-
jekt: Patienten sollen ihrem Arzt ein 
Zeugnis ausstellen. In zunächst drei 
Testregionen – in Berlin, Hamburg und 
Thüringen – werden die AOK-Versi-
cherten mit einem Anschreiben aufge-
fordert, auf einem speziellen Internet-
portal zu bewerten, ob sich ihr Arzt ge-
nug Zeit für seine Patienten nimmt, ob 
es lange Wartezeiten gibt oder wie gut 
sie sich von ihm informiert fühlen. Im 
Herbst sollen die ersten Noten des 
„Arzt-Navigators“ laut „Süddeutscher 
Zeitung“ veröffentlich werden. Die Da-
ten werden für alle Internetnutzer frei 
zugänglich sein. Auch eine Beteiligung 
anderer Kassen wird „als weiterer 
Schritt“ von den Gründern nicht ausge-
schlossen.

Bereits vor einem Jahr hatte die AOK 
angekündigt, dem Wunsch vieler Mit-

glieder entgegenzukommen und mit ei-
nem Leistungsvergleich mehr Transpa-
renz und Orientierung bei der Arztwahl 
zu bieten. Kompetenten Beistand holte 
sich die Kasse bei der Bertelsmann-
Stiftung, die in den vergangenen Mona-
ten einen Fragebogen entwickelt hat. 
Der AOK-Versicherte, der sich an dem 
Navigator beteiligen will, findet auf 
dem Portal ein Formular mit 30 Fragen 
vor. Um Schmähkritik gegenüber Me-
dizinern von vornherein zu vermeiden, 
wird auf Freifelder für selbst formu-

lierte Kommentare verzichtet. Den Ärz-
ten sind Onlinebewertungen seit Län-
gerem ein Ärgernis. Als unseriös kriti-
sierte Ärztepräsident Jörg-Dietrich 
Hoppe im vergangenen Jahr die AOK-
Idee, mit Fragebögen Ranglisten zu ver-
fassen. Man habe mittlerweile viele Ge-
spräche mit der Ärzteschaft geführt, 
betonte dagegen ein AOK-Vertreter 
kürzlich bei einer Veranstaltung. Durch 
„methodische Güte“ wird nun ein hohes 
Maß an Fairness versprochen. So wird 
den beurteilten Ärzten das Recht einge-
räumt, ihre Noten zu kommentieren 
oder sogar zu sperren. Allerdings müs-
sen sie dann damit leben, dass dies im 
Navigator kenntlich gemacht wird. Au-
ßerdem sind Bewertungen der medizi-
nischen Qualität der Behandlung auf 
ein Minimum reduziert. Die Fragen be-
schränken sich weitgehend auf eine 
Einschätzung der sozialen Kompetenz 
des Arztes, des Service und der Organi-
sation der Praxis. Mehrfachbewertun-
gen durch ein und dieselbe Person wer-
den durch Zugangsdaten ausgeschlos-
sen. 

Es gehe nicht um einen Ärzte-TÜV, 
sondern um eine Orientierungshilfe, 
heißt es bei der AOK. Diese sei aller-
dings überfällig. 

VON GABI STIEF

AOK startet im Internet Leistungsvergleich unter niedergelassenen Medizinern

Umstrittener Navigator: AOK-Versicherte sol-
len den Service ihrer Ärzte bewerten.  dpa

Rotstift könnte die Wirtschaft treffen

Berlin/Hannover. Die Bundesregie-
rung wird in den kommenden Tagen eine 
Fülle von Sparbeschlüssen fassen, die 
unter anderem die deutsche Wirtschaft 
stärker treffen könnten als bislang er-
wartet.

Die internen Debatten laufen noch, 
der Zeitrahmen steht aber schon fest: In 
dieser Woche, in der Kanzlerin Angela 
Merkel mehrere Staaten am Persischen 
Golf bereist, sollen die Fachminister mit 
dem Finanzminister über Kürzungsplä-
ne verhandeln. In der kommenden Wo-
che folgen informelle Treffen zwischen 
der Kanzlerin und den CDU-Minister-
präsidenten. Am darauffolgenden Sonn-
tag wird in einer Klausurtagung der 
Spitzen von Union und FDP im bran-

denburgischen Meseberg das Gesamt-
paket geschnürt. Die Veröffentlichung 
erster Details ist für den 7. Juni zu er-
warten.

Bereits vorab hatte Merkel lediglich 
den Bereich Bildung als einzigen mar-
kiert, den der Rotstift von Finanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) nicht tref-
fen soll. Die Kanzlerin und ihre Bil-
dungsministerin Annette Schavan 
(CDU) halten auch an der Erhöhung von 
Bafög-Leistungen fest. Die Zustimmung 
der Länder könnte Berlin durch einen 
höheren Bundesanteil an der Finanzie-
rung erkaufen.

Vom Volumen her weit bedeutsamer 
sind die anstehenden Gespräche zwi-
schen Schäuble und Arbeitsministerin 
Ursula von der Leyen (CDU), die den mit 
Abstand größten Etat verwaltet. Kür-

zungen im Sozialbereich, etwa bei Rent-
nern oder Hartz-IV-Empfängern, gelten 
allerdings als politisch besonders heikel. 
SPD-Chef Sigmar Gabriel warnte be-
reits am Pfingstwochenende vor solchen 
Schritten. Als Variante prüft die Regie-
rung eine maßvolle Belastung von Fir-
men und Arbeitnehmern. 

Verlockend erscheint aus Sicht des Fi-
nanzministers eine Erhöhung des Bei-
trags zur Arbeitslosenversicherung, der 
zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern aufgebracht wird. Bereits die 
Große Koalition von Union und SPD hat-
te beschlossen, dass der Beitrag 2011 von 
2,8 auf drei Prozent des Lohns steigt. 
Stiege der Beitrag um einen vollen Punkt, 
würde der Bundeshaushalt um acht Mil-
liarden Euro entlastet. Ein Teil der Uni-
on zieht dies in Betracht, CSU-Chef 

Horst Seehofer ist strikt dagegen. Erwo-
gen wird im Finanzressort auch, den Un-
ternehmen eine höhere Lkw-Maut zuzu-
muten. Erstmals wird auch daran ge-
dacht, die einst von Rot-Grün ins Gesetz 
eingebauten Ausnahmen von der damals 
neuen Ökosteuer zu reduzieren: Viele Be-
triebe müssten dann mehr Ökosteuer 
zahlen. 

Der saarländische Ministerpräsident 
Peter Müller (CDU) plädierte unterdes-
sen für einen höheren Spitzensteuersatz. 
Es müsse geprüft werden, „ob die von der 
rot-grünen Koalition unter Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder in mehreren 
Schritten beschlossene Senkung des 
Spitzensteuersatzes von 53 auf 42 Pro-
zent Bestand haben kann“.

 Kommentar  Seite 2

VON MATTHIAS KOCH

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, Ökosteuer, Lkw-Maut – wird alles teurer?

Neue Interessenten 
für Karstadt

Essen (p). Kurz vor Toresschluss zei-
gen  doch noch mehrere Firmen Interes-
se  an einer Übernahme des insolventen 
Karstadt-Konzerns. Offenbar hat sich 
das Karstadt-Vermieterkonsortium 
High-street unter Führung der Invest-
mentbank Goldman Sachs durchgerun-
gen, in den kommenden Tagen ein kon-
kretes Angebot für alle 120 Karstadt-
Häuser abzugeben. Erst am Freitag hat-
te sich zum bislang einzigen Interessenten 
Triton der Investor Nicolas Berggruen 
hinzugesellt. Damit hätten die Gläubiger 
die Wahl, wenn sie am Freitag einem der 
Bieter den Zuschlag geben müssen.

 Kommunen verzichten Seite 29

Merkel vier Tage  
am Golf

Abu Dhabi (afp). Bundeskanzlerin 
Angela Merkel ist am Montagabend in 
den Vereinigten Arabischen Emiraten  
eingetroffen, der ersten Station ihrer 
viertägigen Reise durch mehrere Staa-
ten am Persischen Golf. Die Kanzlerin 
wird von deutschen Wirtschaftsführern 
begleitet, die sich Geschäfte in der Regi-
on versprechen. Am heutigen Dienstag-
vormittag will Merkel Masdar City be-
suchen. Dort soll die „erste CO

2
-freie 

Stadt der Welt“ entstehen. Nachmittags 
besucht Merkel die erste saudische Uni-
versität, an der Männer und Frauen ge-
meinsam studieren. 

 Ein neues Bild der Frau Seite 3

Dieter Dehm will  
Parteivorsitz abgeben

Hannover (kw). Dieter Dehm will 
beim nächsten Parteitag der Linken 
nicht mehr für den Vorsitz der nieder-
sächsischen Landespartei kandidieren. 
Nachfolger soll seiner Ansicht nach der 
umstrittene Fraktionsvorsitzende Man-
fred Sohn werden. Der 60-jährige Par-
teivorsitzende sagte dieser Zeitung, er 
selbst wolle sich eine Auszeit nehmen. 
Dehm, der in der Nähe von Fulda wohnt, 
ist unter anderem als Musikmanager 
und Schreiber und Verleger von Liedern 
bekannt geworden. Er steht seit sieben 
Jahren an der Spitze der Linken in Nie-
dersachsen und vormals der PDS.

 Projekt Rot-Rot-Grün  Seite 27

BP verspricht 
500 Millionen  
gegen Ölpest 

London (afp/ap). Angesichts der Öl-
pest im Golf von Mexiko hat der briti-
sche Ölkonzern BP eine Summe von bis 
zu 500 Millionen Dollar (404 Millionen 
Euro) versprochen, um die Folgen der  
Umweltkatastrophe zu untersuchen. 
BP habe sich verpflichtet, „alles zu un-
ternehmen, was wir können, um die 
Auswirkungen dieses tragischen Er-
eignisses auf die Menschen und die 
Umwelt der Golfküste zu mindern“, er-
klärte BP-Chef Tony Hayward am 
Montag in London. 

Angesichts wachsender Zweifel der 
US-Öffentlichkeit an der Fähigkeit des 
Konzerns zur Bewältigung der Ölpest 
startete BP in den USA eine Werbe-
kampagne mit ganzseitigen Anzeigen 
in den Zeitungen „New York Times“ 
und „Wall Street Journal“. 

Die US-Regierung hat BP scharf an-
gegriffen und gedroht, dem Unterneh-
men die Federführung im Kampf ge-
gen die Katastrophe abzunehmen. 
„Vertraue ich darauf, dass sie wissen, 
was sie tun? Nein, nicht so ganz“, sagte 
US-Innenminister Ken Salazar am 
Montag auf einer Pressekonferenz. 
„Wenn wir herausfinden, dass sie nicht 
das tun, was sie tun sollen, werden wir 
sie beiseite schieben und dafür sorgen, 
dass alles getan wird, um die Menschen 
an der Golfküste zu schützen“, sagte 
der US-Innenminister weiter. Zu-
nächst einmal sei es aber Aufgabe von 
BP, die Ölpest einzudämmen. Die Re-
gierung werde „ihren Stiefel im Na-
cken“ von BP halten, bis der britische 
Konzern den Ölausfluss gestoppt, des-
sen Schäden beseitigt und für sie be-
zahlt habe.

Die Explosion einer von dem briti-
schen Konzern genutzten Bohrinsel 
hatte am 20. April das Leck verursacht, 
aus dem seither mindestens 23 000 Ton-
nen Öl ausgeströmt sind. 

 Der Druck auf BP wächst Seite 4

US-Regierung 
droht dem Konzern
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Worte und Taten
Pf lege

Man weiß nicht, ob Wirtschaftsminis-
ter Rainer Brüderle ernsthaft an das 
glaubt, was ein emsiger Mitarbeiter kürz-
lich niederschrieb. Ein Mindestlohn, so 
hieß es in einem ominösen Strategiepa-
pier aus Brüderles Haus, vernichte Pflege-
angebote. Mag sein, dass der Minister sich 
einfach nur an ein anderes Papier klam-
merte, das den Titel Koalitionsvertrag 
trägt. Die – inzwischen aufgegebene – 
Blockade des Mindestlohns in der Pflege 
war dennoch schlicht eine Dummheit. 
Und mehr noch: Es sah aus, als habe die 
Regierung keinen großen Ehrgeiz, sich 
der Probleme der Pflege anzunehmen. 

Es geht um die Schattenseite der guten 
Botschaft, dass die Chance, ein hohes Al-
ter zu erreichen, wächst; Jahr für Jahr. 
Bereits heute sind 2,3 Millionen Men-
schen auf Pflege angewiesen. Im Jahr 2050 
werden es voraussichtlich 4,4 Millionen 
sein, während die Zahl der Erwerbstäti-
gen rapide sinkt. In zehn Jahren dürfte 
bereits fast jeder zehnte Schulabgänger 
in der Pflege gebraucht werden. Wer also 
wird alte Menschen pflegen? Wer garan-
tiert ein Altern in Würde? Die Familie? 

Leistung muss sich lohnen, ....

Generationen von Frauen haben es ge-
tan. Sie waren da, haben sich aufgeopfert. 
Der Wunsch, Angehörigen zu helfen und 
zu pflegen, ist – so zeigt eine Allensbach-
Umfrage – ungebrochen. Aber viele Be-
rufstätige sind mit dieser Aufgabe in der 
Praxis überfordert. Den 50-Jährigen 
fehlt die Zeit, die 80-Jährigen möchten 
ihren Kindern nicht zur Last fallen. Die 
tatsächliche Pflegebereitschaft sinkt; vor 
allem in der Mitte der Gesellschaft. Auch 
wird es in Zukunft immer häufiger vor-
kommen, dass alte Menschen keine Kin-
der haben, auf die sie sich im Notfall stüt-
zen können. Die Familienministerin ist 
bislang die Einzige in der Regierung, die 
spürbar nach Lösungen sucht. Allerdings 
ohne staatliche Unterstützung für Pfle-
gende – nach dem Vorbild des Elterngelds 
– bleibt ihr Versicherungsmodell ein halb-
herziger Versuch, die Risiken eines beruf-
lichen Ausstiegs zu minimieren. 

Hinzu kommt: Auch wenn die Familie 
einspringt, ist professionelle Hilfe in der 
Regel unverzichtbar. Doch daran fehlt es 
bereits heute. Immer mehr Pflegeeinrich-
tungen suchen händeringend nach Fach-
kräften. Nicht nur Ärzte, über die viel 
und gern geredet wird, wandern aus. 
Längst zieht es auch Altenpflegerinnen 
nach Norwegen, in die Niederlande oder 
in die Schweiz, weil dort besser bezahlt 
wird und der Bedarf ähnlich steigt wie 
hierzulande. 3000 statt 2100 Euro ver-
dient eine examinierte Fachkraft jenseits 
der Alpen. In Deutschland  musste dage-
gen kürzlich ein Gericht einschreiten, 
weil eine diplomierte Altenpflegerin ge-
rade einmal mit 750 Euro brutto im Mo-
nat nach Hause ging.

Die Branche hat dazugelernt. Spät hat 
man erkannt, dass der Wettbewerb spä-
testens im nächsten Jahr, wenn sich die 
Grenzen für osteuropäische Arbeitskräf-
te öffnen, ohne Mindestlohn ruinös wird. 
Wer dennoch ein Verbot von Dumping-
löhnen für ordnungspolitisch falsch hält, 
hat nichts gelernt. Der Markt allein ist 
kein Garant für gute Pflege. Im Gegenteil. 
Der freie Wettbewerb schafft nur eins: 
Die Versorgung mit Billigwindeln, darge-
reicht von Billigkräften, die unter Zeit-
druck Menschen satt und sauber pflegen. 
Wer meint, das gute Herz vieler engagier-
ter Altenpflegerinnen wird’s schon rich-
ten, vergisst eins: Auch für sie muss sich 
Leistung lohnen. 

... auch für Pflegekräfte

Die Politik beruft sich gern darauf, dass 
schon alles gut gehen wird, wenn man mit 
öffentlichen Kampagnen das Image des 
Berufs ein wenig aufpoliert. Es wird nicht 
reichen. Die Altenpflege muss besser be-
zahlt werden; das Gehalt ist auch Aus-
druck der Anerkennung, die die Gesell-
schaft der Hilfe und Fürsorge für ältere 
Menschen zollt. Die Ausbildung muss 
nicht nur professioneller werden; sie muss 
auch unentgeltlich sein. Dass nach wie 
vor Altenpflegeschülerinnen Schulgeld 
zahlen, lässt die vielen schönen Reden 
über die Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels höhnisch klingen.

Pflege ist anspruchsvoll; sie fordert viel, 
nicht nur körperlich. Sie fordert einen 
mitfühlenden Umgang mit Menschen, die 
gebrechlich sind, geistig verwirrt und 
manchmal ebenso hilflos wie Kinder. Wer 
dies in der eigenen Familie erlebt hat, 
lernt die Achtung vor dieser Aufgabe. 
Und er hofft, dass endlich mehr geschieht: 
Gute Pflege heißt gutes Personal, ein brei-
tes Angebot an Wohnformen, individuelle 
Beratung. Bundesgesundheitsminister 
Philipp Rösler sagte kürzlich, eine Ge-
sellschaft müsse sich daran messen las-
sen, wie gut sie mit Menschen umgeht, die 
Hilfe brauchen. Man wird den Minister 
daran messen, ob dem schönen Satz Taten 
folgen. 

VON GABI STIEF
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Meist leicht bewölkt, ört-
lich sind Schauer möglich. 
Der Wind weht mäßig aus 
Nordwest. Seite 14

Lottozahlen: 12, 13, 19, 39, 43, 49 (31)
Superzahl: 9
Spiel 77: 7 3 0 5 0 8 1
Super 6: 0 9 4 1 6 0
Toto: 2, 1, 2, 2, 1, 1, 1, 1, 2, 1, 1, 1, 0
6 aus 45: 13, 21, 23, 31, 34, 40 (42)
(Ohne Gewähr)

Dax 5805,68 (– 23,57)
Dow Jones (Schluss) 10 066,57 (– 126,82)
Euro (EZB) 1,2360 (1,2497) Dollar

Bayern feiern trotz Niederlage
Sport: Nach dem verlorenen Finale in der 
Fußball-Champions-League (0:2 gegen 
Inter Mailand) haben 25 000 Anhänger 
den FC Bayern München gefeiert. Seite 6

Service

Das Wetter

Börse

Lotto und Toto

... jetzt 0% Zinsen sichern.

„Wir garantieren Ihnen 

attraktive Konditionen 

und freuen uns auf 

Ihren Besuch!“

Thomas Meine
(Vertriebsleiter)

Industriestraße 6

31180 Hi-Emmerke
T. (0 51 21) 96 26 - 0

gutes Gefühl.
Gute Leistung,
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